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A n fra g e b e 0. n t w 0 r tun g 

Die AbgeorQneten Dr . P f e i f e r und Genossen ha~en am 13. März 1957 

an die BunQcsregiertillg eine di e Durchführung des Art. 7 § 3 des österreichischen 

Staatsvertrages betreffende Anfrage gerichtet. In deren Bean~70rtung führt 

Bundeskanzler Ing. R 0. 0. b folgendes aus: 

"Die Bundesregierung . ho_t zur Prüfung und Vorbereitung einer Beschluß­

fassung über o.l le mit Art . 7 Staatsvertrag zuso.mmenhängenden Fragen ein Mini­

sterkomitee eingesetzt . Dieses Ministerkomitee hat di e Vorschläge des Minder­

heitenausschusses des , Kär ntner Landtages für die Erlassung von Ausführungs­

bestimmungen zu Art. 7 Sto.etsvertrag geprüft . Das Ministerkomitee steht 

bei seinen Arbeiten in Kontekt mit der Kärntner Landesregierung. 

h ls Ergebnis der Bera tungen u ird di e Bundesregierung so bo.ld a~s möglich 

die ,erforderlichen Durchführungsgesetze zu den Bestimmungen des Art. 7 Abs . 2 

und 3 Staatsvertrag dem Hohen Hause vorlegen. 

Insoueit in der Begründung der Anfrage der Bundesregierung vorge~orfen 

~ird, daß sie es unt erlassen habe, offenkundige Unrichtigkeiten des Vertrags­

textes vor dessen Unt erzeichnung im Verhandlungs~ege auszumerzen, sei dar euf 

hingeuiesen, daß Unrichtigkeiten im Vertragstext der , Bundesregierung bisher 

nicht bekannt ge\70rden sinQ. Wenn die Herren 1.nfro.gesteller unter offenkundigen 

~nrichtigkeiten jedQch die Tetsache verme inen, daß die Minderheitenschutzbe-
:::i taatsvertrag 

stimm~ des Art . 7 über die Minderheitenschutzbestimmungen des Staats-

vertrages von Saint Germo. in hinausgeht , so darf darauf verrriesen uerden, daß 

uoh1 auch den Herren Anfragestellern die e inmalige Situation bekannt ~ar, in 

der sich die österr~ ichische Bundesregierung im lpril und Mai 1955 befand. 

Die Bundesregi~rung gl aubt nicht, daß der Umstand , daß Art. 7 Staatsvertrag 

uciter ist a ls die se inerzeitige Minderhe itenschutzbestimmung des Friedens­

vertrages, es hätte verantworten lassen, den Abschluß des Staatsvertr ages zu 

ve~7eigern oder auch nur zu verzögern. Daß aber trotz der ~amaligen Situation 

in diesen Apri1- und Maitagen vor Zr/ei J ahren sehr uesentliche , positive Vcr­

änderungen des Vertrages teKtes erreicht uerden konnten, dürfte der Allgemein­

heit nicht verborgen geblicben sein. " 

-.-.-.-.-.-.-
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